
Das Rentensystem der DDR
soll, entsprechend dem Bonner
Entwurf zum Staatsvertrag mit
der DDR, dem Rentensystem
in der Bundesrepublik ange-
paßt werden, das heißt: 70
Prozent des durchschnittlichen
Nettoarbeitsverdienstes bei 45
Versicherungsjahren. Eine sol-
che Regelung bedeutet, daß
die meisten Renten in D-Mark
höher liegen werden als heute
in Mark der DDR.

Unter den zu erwartenden
Bedingungen freier Preise hal-
ten die „Grauen Panther" in
der DDR- eine Mindestrente
von 800 D-Mark bei Einzel-
personen und von 1500 D-Mark
für Familien als erforderlich.
Dabei sind noch keine höheren
Mieten berücksichtigt. Würde
dies der Fall sein, schlössen
sie sich den gegenwärtigen
Forderungen der „Grauen
Panther" der BRD an, die 1200
D-Mark für Einzelpersonen
und 1800 D-Mark für Familien
als Mindestrenten fordern.
Was darunter liegt, so die
„Grauen Panther" der BRD,
„komme der Armutsgrenze
nahe".

Im vergangenen Jahr — so
eine Haushaltsbefragung des
Statistischen Amtes der DDR
-, hatten Rentner der DDR in
einem 1-Personen-Haushalt
ein monatliches Nettoeinkom-
men von 529 Mark, ein 2-Per-
sonen-Haushalt 1095 Mark. Im
Durchschnitt erhielt jede Fa-
milie 478 Mark Rente. Weitere
ausgabefähige Einnahmen re-
sultieren vor allem aus gesell-
schaftlichen Zuwendungen,
Zinsen, Versicherungen, Gar-
tennutzung und Kleintierhal-
tung. Mindestrentner verfüg-

ten bis Dezember 1989 ledig-
lich über 300 Mark monatlich
und seitdem über 330 Mark.

Rentnerhaushalte gaben 1989
für Nahrung, Bekleidung, Tex-
tilien, Schuhe und Lederwa-
ren, Miete, Strom, Gas, Was-
ser, feste Brennstoffe und Hei-
zung sowie für Verkehrslei-
stungen — obwohl in hohem
Maße subventioniert — monat-
lich im Durchschnitt 381 Mark
aus, das waren 52 Prozent ih-
res Einkommens. Bei den Ar-
beitern und Angestellten be-
trug dieser Anteil 40 Prozent.
Die monatlichen Geldausgaben
der Rentnerhaushalte allein
für Nahrungsmittel beliefen
Sich auf 231 Mark.

Für Miete, Strom, Gas, Was-
ser, Heizung und feste Brenn-
stoffe bezahlte ein Rentner-
haushalt im Monat durch-
schnittlich 61 Mark, für Ver-
kehrsleistungen 16 Mark. Zei-
tungen, Zeitschriften, Bücher
und andere Druckerzeugnisse
ließ er sich monatlich 11 Mark
kosten.

Geld für eine Erhöhung der
Sparguthaben hatten Rentner-
haushalte erst bei einem
durchschnittlichen Pro-Kopf-
Nettoeinkommen von monat-
lich mehr als 600 Mark.

Noch gibt es keine gesicher-
ten Erkenntnisse über die
Preisentwicklung nach der
Währungsunion. Anzunehmen
ist aber, daß eine Reihe von
Gütern des täglichen Grund-
bedarfs teurer werden, für
Dienstleistungen mehr aufzu-
wenden ist und Tarife erheb-*
lieh ansteigen werden.

Es bleibt abzuwarten, ob un-
ter dem Strich letztendlich
wirklich die Realrente lrl um-
getauscht wurde. Die Regie-
rung wäre gut beraten, hier
sorgfältig zu rechnen.

KARL-HEINZ KÖRNER

Daß die rund 10 000 Beschäftig-
ten des Berliner Wohnungsbau-
kombinates bester Stimmung
sind, kann man nicht gerade be-
haupten. Großes Fragen in allen
Kombinatsbetrieben: Wie geht
es weiter mit uns? Wie viele
werden demnächst arbeitslos?
Kombinat auflösen oder unter
dem Dach einer GmbH zusam-
menbleiben? Mehrere Betriebe
wollen aus dem Kombinatsver-
band ausscheiden. Mehr Fragen
als Antworten also.

. S o schilderte uns am Dienstag
die Vorsitzende der Gewerkschafts-
leitung, Inge Boche, die Situation.
Wir fragten nach der Reaktion
auf den Umtausdyvorschlag der
Bundesregierung vom Montag.
Auf den ersten Blick, so meinte
Ingrid Boche,'hört sich das ganz
gut an. „Aber was bleibt vom
Lohn öder von der Rente, wenn
die Subventionen ohne Ausgleich
wegfallen und zudem noch hö-
here Steuersätze und Sozialab-
gaben wie in der BRD einge-
führt werden? Man will uns of-
fenbar in dem gemeinsamen
deutschen Haus die Kellerwoh-
nungen zuweisen. Wo bleiben die
Fördermaßnahmen für die Wirt-

schaft, wo Arbeitsplatzbeschaf-
fungsprogramme? Und nur
4000 Mark Sparguthaben 1:1, das
ist schon im Interesse unserer
1000 Gewerkschafter, die jetzt
Rentner sind, überhaupt nicht
akzeptabel!"

Die Gewerkschaftsvorsitzende
fügt nachdenklich hinzu: „Diese
Art sozialer Marktwirtschaft
wollten wir nicht, als wir auf
die Straße gingen. Viele sahen
damals nur ihren persönlichen

tKonsumvorteil mit der D-Mark
Hn der Tasche. An weitere Folgen
"haben wir nichtr gedacht." Für
die Gewerkschaft zähle jetzt in
erster Linie der Erhalt der Ar-
beitsplätze. Deren ersatzlose Be-
seitigung würde sie keineswegs
kämpf lös hinnehmen. „Uns ist
die unkritische Begeisterung der
DDR-Regierung unverständlich,
mit der das Bonner Angebot be-
grüßt wurde. Wenn das so durch-
kommt, ist es auf gut deutsch
Beschiß. Wir erwarten von unse-
rer Regierung selbstbewußte In-
teressenvertretung der DDR-
Bürger. Falls sie das nicht
macht, wird wieder mit den Fü-
ßen abgestimmt — aber diesmal
wohlüberlegt..."

Es rauscht kräftig im internatio-
nalen Blätterwald beim Thema
deutsch-deutscher • Währungs-
union und dem von der Bundesre-
gierung vorgeschlagenen Um-
tauschkurs. Die Töne in der
Presse reichen von sarkastischer
Häme bis moderater Sachlichkeit.
Auf jeden Fall scheint die Fra-
ge der Münchner „Abendzeitung"
angebracht: „Warum denn nicht
gleich so? Warum muß erst ein
Haufen Geschirr zertöppert wer-
den, bevor man sich zu der im
DDR-Wahlkampf zumindest ver-
sprochenen Lösung durchrängt?"
Für die konservative Wiener Zei-
tung „Die Presse" ist völlig „offen,
in welchem Verhältnis schlußend-
dich die Lasten des Zusammen-
schlusses von den Bürgern der bei-
den deutschen Staaten getragen
werden müssen . . . Wenn die DDR
unbedingt einen l:l-Umtausch
will, bekommt sie den zwar; al-
lerdings . . ."

Zum Allerdings ist manches zu
sagen, und damit sparen die Zei-
tungen in ihren Kommentaren
nicht. So erklärt die Hannover-
sche „Neue Presse": Die Kuh ist
vom Eis, aber sie steht noch lange
nicht auf einer saftig grünen Wie-
se: Mit der Ankündigung des
Umtauschkurses von 1:1... hat
die Bundesregierung eine- quä-
lende und unwürdige Debatte
beendet, den DDR-Bürgern aber
auch klar gemacht, daß für sie
noch lange keine goldenen Zeiten
anbrechen," Apropos Gold: Die
„Humanite" sieht im Angebot aus
Bonn den Willen von Kanzler
Kohl, „vor den Kommunalwah-
len vom 6, Mai das Wappenschild
der Christdemokraten des Ostens
neu zu vergolden". Dennoch:
Bonns „Großzügigkeit" schließe
den von de Maiziere angekün-
digten Ausgleich für den Wegfall
der Subventionen und die Preis-
reform nicht ein.

Nüchtern stellt in diesem Zu-
sammenhang der Kölner „Ex-
press" fest: „Das Bonner Ange-
bot ist kein großzügiger Geldse-
gen . . . Die sozialen Lasten, die
sie (die DDR-Bürger) in den
nächsten Jahren.. . zu tragen

haben, werden noch schwer
genug." Das Blatt fügt hinzu: „Die
Bundesbürger haben Anspruch
darauf zu erfahren, was die Ein-
heit kostet." In dem Zusammen-
hang meint die „Hannoversche
Allgemeine Zeitung": „Die Bun-
desregierung kann ihr großzügi-
ges Angebot vor der eigenen Be-
völkerung nur vertreten, wenn
die DDR-Regierung ihren Bür-
gern die unabweislichen notwen-
digen Opfer zumutet."

Äußerst optimistisch gibt sich
dagegen die „Badische Zeitung"
in Freibure: „Die magische For-
mel 1:1 befreit Lohnempfänger
und- Rentenbezieher in der DDR
von der bedrückenden Vorstel-
lung, ihre ohnehin kargen Ein-
künfte würden auch noch hal-
biert . . . "

Das „Handelsblatt" scheint es
besser zu wissen. „Es wäre naiv,
wenn die DDR-Bevölkerung in
diesem Umtauschkurs eine Lohn-
und 'Kaufkraftgarantie sehen
würde", heißt es. Zuvor war
festgestellt worden, die Höhe der
Arbeitseinkommen würde sich
nach der jeweiligen Wettbe-
werbsfähigkeit der Unternehmen
der DDR und nicht nach den
Vorgaben der beteiligten Regie-
rungen richten . . . „Viele der in
D-Mark gezahlten Löhne werden
sehr bald in Arbeitslosengeld
umgewandelt werden."

Kein Wunder, daß die „AZ" in
Wien konstatiert: „Die Deut-
schen-Ost fühlen sich düpiert.
Wie prachtvoll ,hat sich das doch
angehört, als man mit leuchten-
den Augen, dem bundesdeutschen
Kanzler in Leipzig oder Dresden
gelauscht hat te . . ."

Mehrere westeuropäische Zei-
tungen heben die politischen
Aspekte der Entscheidung her-
vor, so die französische Libera-
tion", die davon spricht, daß sich
damit Großdeutschland (fast)
konstituiert habe. „La Stampa",
Italien: „Die Entscheidung ist
keine ökonomische. Es ist eine
politische... mit sehr großen
'ökonomischen, und politischen
Folgen."

Klar, daß beim Gerangel um die
Währungsunion die Umstellung
der Löhne und Gehälter, der Ren-
ten und der Sparguthaben die
DDR-Bürger besonders bewegen.
Doch was nützen dem einzelnen
künftig D-Mark in der Lohntüte,
wenn für ihn kein Betrieb mehr
da ist, der sie hineinsteckt. ND-
Bezirkskorrespondenten fragten
in Betrieben: Wie könntet ihr
überleben?

Horst Oehm, Stellvertretender
BGL-Vorsitzender im Stahl- und
Walzwerk Riesa: Es geht uns bei
allen Umtauschfragen um soziale
Gerechtigkeit. Darüber haben wir
erst heute in der BGL-Sitzung
gesprochen, und darum geht es,
auch in der Wirtschaftskommis-
sion der BGL, die mit der Gene-
raldirektion und künftigen Un-
ternehmensführung Rahmenbe-
ddngungen verhandelt. So streben
wir mit Tarifverhandlungen an:
ab 1. 7. eine "Lohnerhöhung um
50 Prozent und eine spätere stu-
fenweise Angleichung an die
Löhne der Metallurgen in der
BRD. Wy- wollen ab 1. Juli die
40-Stunden-Woche, künftig einen
13. Monatslohn statt der Jahres-
endprämie, Weihnachts- und Ur-
laubsgeld. Werden diese Art so-
zialer Rechte gesichert, wird ein
Umtausch erst wirklich 1:1 sein.

Otto Brandt, Generaldirektor
des Kombinates Umformtechnik
Erfurt: Die Abwertung der Schul-
den der DDR-Betriebe im Ver-

-hältnis 1:2 ist aus unserer Sicht
unzureichend. Wenn die Aktiva
der Unternehmen zur Zeit mit
einem Faktor um 4,5 auf DM-
Basis umbewertet werden, müßte
das auch für die Passiva gelten.
Da heute noch wichtige gesetz-
liche Rahmenbedingungen für den
Übergang der Marktwirtschaft
fehlen, können viele Unterneh-
men unter diesen Umständen dem
internationalen Konkurrenzdruck
nicht standhalten.,Die DDR-Wirt-
schaft braucht einen Harmonisie-
rungszeitraum. Eine Schockthera-
pie wäre für viele der Ruin.

Lothar Urbänek, Stellvertreten-
der BGL-Vorsitzender im Stamm-
betrieb des Braunkohlenkombina-
tes Senftenberg: Unsere neue Ge-
werkschaftsleitung ist bestrebt,
Arbeitsplätze für alle Werktäti-
gen \zu sichern, auch unter der
Voraussetzung einer in' Aussicht
genommenen Aktiengesellschaft.
Geht man z. B. vom Durch-
schnittslohn der Handwerker, In-
standhaltungsmechaniker, Schlos-
ser, Elektriker aus, der etwa zwir
sehen 750 und 950 Mark liegt,
dann weiß jeder, daß der von
der neuen Regierung geforderte
Umtauschkurs die DDR-Werktä-
tigen ohnehin ins Hintertreffen
geraten läßt.

Lutz Walter, BGL-Vorsitzen-
der im Magdeburger Georgi-Di-
mitroff-Werk: Wenn Umlaufmit-
tel und Grundfonds der Betriebe
halbiert werden, "bedeutet das
schließlich auch die Reduzierung
unserer Zahlungsverpflichtungen
auf 50 Prozent, zum Beispiel bei
in Anspruch genommenen Kre-
diten. Damit könnten wir die
Löhne und Gehälter 1:1 sichern.
Nicht, ganz so optimistisch sehen
wir die Lage bei den anderen
Mitteln, die wir unter anderem
für Prämien sowie Kultur- und
Sozialleistungen geplant haben.
Wir müssen jetzt alles gründlich
berechnen. ,

Wolfgang Weise, Vorsitzender
des Kreisvorstandes der IG Che-
mie, Glas, Keramik der Leuna-
Werke: Es geht vor allem um
wirksame Maßnahmen, die den
Anstieg der anteiligen Personal-
kosten abfangen. Dazu gehört
beispielsweise die Schaffung
eines zusatzlichen materiellen
Anreizes bei der Vorruhestands-
regelung — über die staatlichen
70 Prozent hinaus — durch den
jeweiligen Betrieb und die Frei-
setzung der Werktätigen im Ren-
tenalter. Natürlich nicht ohne die
Gewerkschaften. Notwendig ist
auch eine Erhöhung der Anbeitsr
iritensität eines großen Teils der
Werktätigen.

Auf diese Fahrgestelle werden im LEW Hennigsdorf neue S-Bahn-Wagen gesetzt. Die bisherige Auf-
trägslage in den LEW ist gut. In diesem Jahr erhielt Berlin bereits zehn Viertelzüge, ein Joint venture mit
der AEG ist nahezu perfekt ND-Foto: Burkhard Lange

Es geht nicht mehr um einen
, Währungsverbund — wie ur-
sprünglich von der DDR für eine
akzeptable Lösung gehalten —, es
geht auch nicht mehr nur um eine
Währungsunion mit der Aufgabe
aller DDR-Hoheitsrechte auf dem
Gebiet- der .Währung, Finanzen,
Wirtschaft und Soziales. Jetzt
kommt es inhaltlich einer Wäh--
rungs re fo rm nahe. Wie bei
allen bekannten bürgerlichen
Währungsreformen und -Umstel-
lungen (z. B. Inflation 1923/24,
Währungsreform in den West-
zonen 1948) wird die Zeche der
„kleine Mann" bezahlen. Die be-
absichtigten Umtauschsätze von
Mark zu D-Mark wurden von sei-
ten der BRD-Regierung bekannt-
gegeben. (ND, 24. 4. 1990, S. 1).
Nach den. vorgegebenen Um-
tauschsätzen wjürden wesentliche
Teile der privaten Spareinlagen
enteignet, und das, obwohl laut
bundesdeutschem Grundgesetz
Privateigentum unter Schutz
steht. Der DDR-Bürger wäre da-
mit doppelt diskreditiert.

Angenommen, es werden in
Form von Bargeld und Spargut-
haben 1:1 rund 4000 Mark umge-
tauscht, so sind dies etwa 65 Mrd.
Mark in DM. Die Spareinlagen
und der Bargeldumlauf der DDR
betragen jedoch gegenwärtig etwa
180 Mrd. Mark.

Die restlichen etwa 120 Mrd.
Mark sollen also 2:1 umgewertet
werden, was etwa 60 Mrd. Mark
ausmacht. Auf diese 60 Mrd. Mark
sollen die DDR-Sparer verzichten,
Obwohl sie in 40 Jahren erarbei-
tet worden sind. Zu wessen Gun-
sten? Zugunsten des künftigen
Kapitals.

Wie ist die Lage?
Die DDR. verfügt über ein Na-

tionalvermögen "von 1,9 Billionen
Mark der DDR. Die Nettowerte
stehen mit etwa 1,2 Billionen
Mark und der Währungsfonds
beträgt etwa 0,3 Billionen Mark
und zu Nettowerten etwa 200
Milliarden Mark. Umgerechnet

in DM beträgt dieses Vermögen
trotzdem mehrere hundert Mil-
liarden DM (je nach Bewertung
etwa 700 bis 1000 Milliarden
DM). Durch dieses Vermögen
sind auch die Kredite an die
Wirtschaft der DDR mit etwa
240 Milliarden Mark und'für das
Wohnungswesen rait: etwa 110

.Milliarden Markt gedeckt.'Damit
sind ebenfalls sämtliche Gutha-
ben der Sparer materiell abge-
sichert. Es ergeben sich allein
im Bereich der volkseigenen
Wirtschaft Eigenkapital-Werte
(nach Abzug der Schulden) von
500 bis 700 Milliarden Mark.

In der BRD betrugen die Kre-
dite an Nichtbanken (Wirtschaft
u. a.) aber 1988 etwa 2,4 Billionen
DM und liegen damit um 13 Pro-
zent über dem Bruttosozialpro-
dukt (BSP). In der DDR lag die-
ser Satz einschließlich Woh-
nungsbaukredite 1988 mit 10 Pro-
zent unter dem Bruttosozialpro-
dukt (einschließlich Abbau der
Subventionen, um die Vergleich-
barkeit herzustellen). Insgesamt
betrug die Bilanzsumme der
Banken der DDR rund 450 Mil-
liarden Mark. Das sind rund
117 Prozent des BSP und in der
BRD aber 187 Prozent (Bilanz-
summe = Geschäfts volumen).

Von einem globalen Geldüber-
hang in der-DDR kann also im
Vergleich zur BRD keine Rede
sein. Demzufolge ist eine globale
Abwertung der DDR-Guthaben
bereits aus diesen Gründen nicht
gerechtfertigt.

Welche Grundsätze sollten im
Interesse der Bürger der DDR
aher bei einer Währungsünion
angestrebt werden?
— Bargeld sollte pro Bürger bis
zu einem Betrag von 1000 Mark
der DDR. sofort in DM umge-
tauscht werden. Das entspricht
dem durchschnittlichen Bargeld-
umlauf pro Kopf in der DDR
(BRD = ca. 2300 DM)
— Sparguthaben sind sofort pro
Kopf mit mindestens 5000 Mark

der DDR 1:1 freizugeben. Diese
Sofortfreigabe wäre bereits ein
bedeutender Kompromiß. Das sind
rund 80 Milliarden Mark in DM.
— Die über 5000 Mark vorhan-
denen Sparguthaben, sollten zeit-
weilig gesperrt und mit 1:1 um-
gestellt werden:'; Für' diese Gut-
haben sollten'jedoch noch vor der
Währungsumstellung- Realisie-
rungsmöglichkeiten geschaffen
werden in Form von Kauf von
Eigentumswohnungen, Obligatio-
nen, Wertpapieren usw;, die
staatlich mit Garantie 1:1 auszu-
statten sind. Außerdem sollten
Termin- und Kündigungsgelder
mit höheren Zinsen möglich sein,
die dann später 1:1 abverfügt
werden können. Damit würde po-
tentielle Kaufkraft gebunden.

— Spareinlagen von Bürgern ab
50 Jahren sollten sofort in voller
Höhe 1:1 umgestellt und freige-
geben werden. Etwas anderes
kann den älteren Bürgern nicht
zugemutet werden.
— Nach dem 31. 12. 89 einge-
zahlte Spareinlagen oder Gutha-
ben auf Gehaltskonten sind
ebenfalls 1:1 umzustellen, wenn
diese aus Arbeitseinkommen re-
sultieren und nicht aus Speku-
lationen. Über die Herkunft des
Geldes müßte eventuell ein Nach-
weis erbracht werden, überhaupt
sind Guthaben, die aus 40 Jah-
ren Arbeit herrühren (ein-
schließlich Prämien usw.), 1:1
umzustellen, i

— Eine Freigabe von Guthaben,
die zeitweilig gesperrt sind, sollte
auch vorfristig 1:1 erfolgen, wenn
dringender Bedarf besteht (z: B.
zum Kauf von Autos). In diesen
Fällen wäre das gesperrte Gut-
haben zu beleihen oder mit Zins-
abschlägen zeitlich gestaffelt zu
belegen. Guthaben und Kredite
von Genossenschaften, Handwer-
kern u. a. sollten gleichwertig um-
gestellt werden (entweder 1:1
oder 2:1).

— die Kredite in Höhe von etwa
220 Milliarden Mark an die

volkseigenen Betriebe und Kom-
binate könnten 2:1 umgestellt
werden, wenn vorher eine Ver-
rechnung mit vorhandenen Gut-
haben der Wirtschaft und ande-
ren volkseigenen und staatlichen
Kreditquellen erfolgen würde.
Außerdem könnte das Vermögen
weiter ' beliehen und in langfri-
stige Schulden umgewandelt wer-,
den. Auf keinen Fall sollten dazu
Spareinlagen als Abwertungs-
posten herangezogen werden.

— Die Kredite für den Wohnungs*
bau könnten noch vor der Um-
stellung zeitweise zurückgeführt
werden, ;wenn die Bevölkerung
noch Eigentumswohnungen kaufen
könnte. Für den Rest wären Obli-
gationen auszugeben, die der Staat
erwirbt Jeder DDR-Sparer hätte
auch Anspruch auf Anteile an den
Wohnungsfonds. Eine Abwertung
der Spareinlagen wäre nicht not-
wendig.

— Wenn Kredite gestrichen wer-
den sollten, muß nicht der Spa-
rer, sondern der „Streicher" ein-
treten.
— Durch Umstellungsverfahren
könnte die Bilanzsumme der Ban-
ken der DDR und damit die Geld-
menge vermindert werden.
— Spareinlagen müssen erhalten
bleiben, denn es kann nicht an-
gehen, daß Geldvermögen verfällt,
aber alle anderen materiellen
Werte wie Grundstücke, Autos
usw. der Bürger im Wert erhal-
ten bleiben.

Insgesamt wird von DDR-Fi-
nanzökonomen eingeschätzt; daß
eine Umstellung 1:1 ökonomisch
und währungspolitisch möglich
ist. Dies zeigen auch die durch-
geführten Kaufkraftvergleiche
nach Warenkörben entsprechend
internationalen Methoden durch
westdeutsche und Westberliner In-
stitute sowie von DDR-Instituten.
Hier ergibt sich mit den gegen-
wärtigen Preisen in der BRD und
der DDR eindeutig ein Kurs von
1:1 im Bevölkerungsbereich.

Der Vorschlag der Bundesregie-
rung zur Währungsunion hat be-
kanntlich manchen Pferdefuß, auf
die wir schon gestern aufmerk-
sam gemacht haben. Hier ein
weiterer: Im offiziellen BRD-
Papier ist nur von „ in der DDR
lebenden Deutschen" und von
„nicht in der DDR Ansässigen"
die Rede.

In beiden „Kategorien" finden
sich die seit Jahrhunderten in der-
Lausitz arbeitenden und lebenden
nun mehr 60 000 bis 80 000 DDR-
Bürger sorbischer Nationalität
nicht wieder. Da muß sich Bonn
schon die Frage gefallen lassen:
Sollen die Sorben nun restlos
eingedeutscht oder als Ausländer
behandelt werden?

Ab 1. Mai beginnt der neue
„ÄCE-Autoclub Europa der DDR"
'mit Leistungen für seine Mit-
glieder, die im privaten Auto-
verkehr auf den Straßen Europas
eine Panne erleiden. Jeder Ge-
werkschafter kann für einen
Jahresbeitrag von 80 Mark Mit-
glied werden. Und das lohnt sich,
denn was der ACE bietet, kann
sich sehen lassen. Zu den kosten-
losen Leistungen gehört u. a.
Pannenhilfe, Lieferung von Er-
satzteilen ins Ausland, Erstattung
der Abschleppkosten (bis 75 km
zur nächsten Werkstatt), Beteili-
gung an notwendig werdenden
Übernachtungskosten bei Pan-
nen oder Unfall, Fahrzeugrück-
transport aus dem Ausland bei
Fahrzeugausfall und Unterstüt-
zung bei Sachschäden, die dem
Mitglied durch Hilfeleistung bei.
Unfällen entstehen.

Partner ist der gleichnamige
Autoclub des DGB in der Bun-
desrepublik, der ebenfalls hilft.

Bei Pannen'oder Unfall in der
BRD gilt der Notruf Stuttgart
(0711) 5 30 3111 oder in Westber-
lin 19216. Notrufzentrale in der
DDR (rund um die Uhr besetzt):
Berlin 2 79 37 42.

Der ACE ist jedoch keine Ver-
sicherung! Vor Auslandsreisen
also wie bisher zusätzliche Haft-
pflicht- und Kaskoversicherung
abschließen. Allerdings kann das
ACE-Mitglied für einen weiteren
Beitrag von 78 Mark jährlich in
jedem Land Europas einen
sprach- und rechtskundigen An-
walt in Anspruch nehmen, wenn
es die Umstände erfordern.

Auskünfte und Aufnahmean-
träge gibt es bei der ACE-Ge-
schäftsstelle in Berlin im Haus
der Gewerkschaften, Am Märki-
schen Ufer, Tel. 27 82 4157. Ne-
ben dem ACE existiert auch wei-
terhin der gewerkschaftliche
Rechtsschutz FAKULTA für Be-
rufstätige im Verkehrswesen.

Rettende Engel des ACE: Gegenwärtig gibt es bereits acht solcher
Pannenhilfsfahrzeuge, der Bestand wird auf 15 aufgestockt

foto: Feddersen
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Mehr Fragen als Antworten
bei Bauleuten im WBK

Die Kuh ist vom Eis, aber
nicht auf saftiger Wiese

Vergessene
Sorben?

Eine Schocktherapie
wäre für viele der Ruin
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DDR-VERPFLICHTUNGEN MIX
AKRIBIE ERFÜLLEN. Das solle
gegenüber anderen Staaten auch
nach der deutschen Vereinigung
geschehen, erklärte Bundesaußen-
minister Hans-Dietrich Genscher
bei der Eröffnung der 41. Inter-
nationalen Saarmesse in Saar-
brücken.
HANDWERK IST WXHRUNGS-
DNION NICHT WEITGEHEND
GENUG. So bewertet der Zen-
tralverband des Deutschen Hand-
werks in Bonn den Vorschlag der
BRD-Regierung zur Währungs-
union. Für investive Zwecke wird
eine Anhebung des Betrages und
ein Umtausch von 1:1 empfohlen.
WEST-WERKSCHUTZ FÜR BE-
TRIEBE. Eine „Deutsche Werk-
und Sicherheitsdienst GmbH"
wurde von einem Remscheider
Unternehmer und einem ehema-
ligen VEB-Sicherheitsinspektor
in Leipzig gegründet. Die Firma
berät bei der Reorganisation des
Werkschutzes in DDR-Betrieben
und setzt auch eigene Mitarbei-
ter aus der DDR ein.
GEMEINSAMES KREDITINSTI-
TUT; Die Absicht dafür bekun-
deten die Deutsche Bank AG und
die Deutsche Kreditbank AG.
Nach Vorliegen der gesetzlichen
Voraussetzungen in der DDR soll
die Gründung erfolgen.
KOOPERATION. INTERFLUG,
Lufthansa und die AVIS-Autover-
mietung vereinbarten den schritt-
weisen Aufbau einer Autovermie-
tung in der gesamten DDR. Da-
für stehen rund 200 Fahrzeuge
zur Verfügung. AVIS akzeptiert
DDR-Mark. Erste Stationen sind

.die Flughäfen Schönefeld, Dres-
den und Leipzig. Ebenfalls ge-
gründet wurde durch INTERFLUG
und Lufthansa ein gemeinsames
Unternehmen Interhansa sowie
GmbH zur niveauvollen Versor-
gung und Betreuung der Flug-
passagiere.
FÜR AUSLÄNDER KRAFT-
STOFF GEGEN ZLOTY. Diese
Regelung gilt in Polen ab 1. Mai.
Die DDR stellt deshalb ab 27.
April den Verkauf von Benzin-
Talons des polnischen Reisebüros
Orbis ein. Bis 10. Mai kaufen Ge-'
schäftsbanken und Sparkassen
und Staatsbankfilialen Talons
zurück.
MEHR LOHN IM BAUHAUPT-
GEWERBE. Rückwirkend zum
1. April erhalten rund 850 000
gewerbliche Arbeitnehmer eine
Lohnerhöhung von 6,3 Prozent
Das ist im Tarifabschluß für das
Bauhauptgewerbe in der Bundes-
republik festgelegt. Dem hat die
große Tarifkommission der IG
Bau—Steine—Erden zugestimmt.

WIRTSCHAFT/SOZIALES Mittwoch, 25. April 1990

S-Bahn-Nachschub aus HennigsdorfND-Umfrage in Betrieben zur WährungsunionD

Sparguthaben der Bürger sind 1:1 abzusichern.

KÜRZ

Presseschau zur Währungsunion
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AUTO

Autoclub für Gewerkschafter
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